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Der Senat verkennt das 
Problem

Beängstigende Kriminalitätsentwicklung in Berlin: 2023 stieg die Zahl der Delikte auf 
536.697 (+ 3,2%). Besonderes Augenmerk liegt bei dieser Statistik regelmäßig auf den po-
litisch motivierten Straftaten. 

Der Senat und die politische Linke 
unternehmen alles, um den Rechts-

extremismus als ultimatives Feindbild 
aufzubauen. So schwelgte der Regierende 
Bürgermeister Kai Wegner in folgender 
Superlativ-Aussage: „Der Rechtsextre-
mismus ist die größte Gefahr für unsere 
Demokratie.“ Und die Grünen fordern einen 
Zehn-Punkte-Plan, in dem nicht nur gegen 
die AfD gewettert, sondern auch gleich noch 
Polizei und Justiz eine Mittäterschaft ange-
dichtet wird.

Jeder weiß, dass es in 
Berlin eine gewaltbereite 
linksradikale Szene gibt.

Aber stimmt das überhaupt? Echte 
Rechtsextremisten spielen in unserer Stadt 
kaum eine Rolle. Politisch und zahlenmäßig 
sind sie marginalisiert. Hingegen: RAF-Ter-
roristen, Angriffe auf Wahlkreisbüros und 
Wohnungen, Brandanschläge auf die Bahn 
oder Tesla – war da was?

Jeder aufmerksame Zeitungsleser weiß, 
dass es in Berlin eine gewaltbereite linksra-

dikale Szene gibt. Die Zahlen der Kriminal-
statistik sprechen eine klare Sprache: Die 
Zunahme linker Brandanschläge lag 2023 
bei 187 Prozent. (Rechte Brandanschläge = 0.)

Und dann Islamisten und Antisemiten: 
Nach dem Angriff der Hamas auf Israel sind 
antisemitische Straftaten geradezu explo-
diert (+ 135%). Fast täglich gibt es Berichte 
über Aktionen aus dem propalästinensi-
schen Umfeld.

Das alles hat natürlich Folgen: In Frank-
furt/Oder sind mehrere Polizisten nötig, 
nur um einen 15jährigen rund um die Uhr 
zu überwachen. Er hatte Kontakt mit einem 
Islamisten aus Wien, der dort Taylor-Swift-
Fans angreifen wollte. Immerhin: Die Bran-
denburger Polizei hat die Kapazitäten, 
potentielle IS-Kämpfer im Auge zu behalten. 
In Berlin hingegen wurde vor 8 Jahren darauf 
verzichtet, Anis Amri zu beschatten, weil die 
Behörden überlastet waren. Für Berlin wird 
die Zahl der gewaltbereiten Salafisten mit 
350 angegeben. Wer soll die bitte alle unter 
Kontrolle halten? Vor allem dann, wenn der 
Senat die falschen Prioritäten setzt?	

~Ronald Gläser

BLAUER BOTE

Extremismus in Berlin: 
Der Senat 
verkennt  
das Problem!

Problemviertel 
bekämpfen. 
Seite 2/3 Fraktionsteil
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Liebe Leser,

Wer ist demokratieunfähig?
Das Superwahljahr 2024 neigt sich dem 
Ende zu. In Sachsen und Brandenburg ist 
die AfD zweitstärkste Kraft geworden, in 
Thüringen sogar Wahlsieger mit 32,8%. 
Das Lamento danach über die demo-
kratieunwilligen, beleidigten Ostdeut-
schen ist groß. Dabei wird völlig außer 
Acht gelassen, dass gerade die Ostdeut-
schen sich vor 34 Jahren mit viel Herz-
blut und Risiken Demokratie und Frei-
heit erkämpft haben. Sie wissen, was es 
bedeutet, in einem totalitären Staat zu 
leben, eine öffentliche und eine private 
Meinung haben und zwischen den Zeilen 
lesen zu müssen. Wer Zugang zum 
Westfernsehen hatte, wusste, dass die 
Wahrheit irgendwo zwischen Aktueller 
Kamera und heute-journal lag. Wenn 
Ostdeutsche etwas gelernt haben, dann 
sich eine eigene Meinung zu bilden. 
Nichts anderes ist 2024 passiert. Die 
Wähler haben sich für die Parteien 
entschieden, die aus ihrer Sicht die 
besten Lösungen für die gravierenden 
Probleme unserer Zeit anbieten. Eine 
Einheitsfront von Linkspartei bis CDU/
CSU scheint für viele keine demokrati-
sche Alternative zu sein. Die Ostdeut-
schen haben ihren Wählerwillen klar 
und deutlich zum Ausdruck gebracht.
Mehr Demokratie geht nicht! 

Ihre  Kristin Brinker 
landesvorsitzende

Editorial
von Dr. Kristin  
Brinker

Landesverband  
Berlin

Rechtsruck- 
Lüge



Illegale Masseneinwanderung 
fördert Messergewalt

Messerattacken gehören mittlerweile zum traurigen Alltag.

Die Messerangriffe von Mannheim und 
Solingen fügen sich in eine lange Reihe 
von tödlichen Attacken mit Messern. Die 
Täter sind häufig Migranten, das Motiv ist 
oftmals religiöser Fanatismus.

Messergewalt ist mittlerweile in der 
Hauptstadt blutiger Alltag: Jeden Tag gibt 
es allein in Berlin 10 Messer-Straftaten. 
Laut einer AfD-Anfrage waren 2023 unter 
den Tatverdächtigen mit 53,5 Prozent über 
die Hälfte Migranten, vornehmlich aus der 
Türkei und aus Syrien. Dagegen steht ein 
Ausländeranteil von 23,9 Prozent an Berlins 
Einwohnern. Damit verübten Migranten 
fast viermal so oft Messerangriffe wie Deut-
sche. Die Zahlen zeigen: Die grassierende 
Messerkriminalität ist Folge der katastro-
phalen Einwanderungspolitik. 

Im Jahr 2023 verübten 
Migranten fast viermal so oft 
Messerangriffe wie Deutsche.

Nach den Messermorden folgte von der 
Ampel-Koalition die altbekannte Symbol-
politik: Statt die Wurzel dieser Taten 
anzugehen, gibt es Kundgebungen der 
Betroffenheit, neue Messerverbote und 

Demonstrationen gegen rechts. Tatsächlich 
liegt das Problem im kompletten Versagen 
bei Abschiebungen, die trotz Befund nicht 
vorgenommen werden. 

Das tatsächliche Problem 
liegt im kompletten Versagen 
bei Abschiebungen, die trotz 
Befund nicht vorgenommen 
werden. 

Auch die Täter von Mannheim und 
Solingen hätten nicht mehr in Deutsch-
land sein dürfen. Aber Rückführungen in 
zuständige EU-Staaten erfolgen kaum. 
Zugleich drängen jährlich hunderttausende 
Asylbewerber neu ins Land. Dabei ist die 
Leistungskürzung für Ausreisepflichtige 
längst überfällig: Bett, Brot und Seife, wie in 
den Niederlanden. Doch der politische Wille 
zur rigorosen Abschiebung fehlt. Es ist Zeit 
für eine Wende. Es ist Zeit für die AfD.

~hugh bronson

Busse und Bahnen
CDU setzt grüne Verkehrspolitik fort

Jahrelang haben zwei grüne Ver-
kehrssenatorinnen das für die Mobili-
tät so wichtige System von Bussen und 
Bahnen kaputt gemacht. 

Die Weiterentwicklung des Schienen-
netzes durch rechtswidrige Ausschrei-
bungen verhindert, das Anschaffen 
neuer U-Bahnen durch rechtswidrige 
Ausschreibungen auf Halde gelegt, 
überteuerte Elektro-Busse gekauft, die 
im Winter liegen bleiben und denen 
die Ladeinfrastruktur fehlt, die Digitali-
sierung von Weichen und Stellwerken 
verschlafen.
Die Folgen sind marodes Material, zu 
wenig Busse und Bahnen, frustierte 
Mitarbeiter. Deshalb haben die Berliner 
2023 bei der Wiederholungswahl zum 
Abgeordnetenhaus den Grünen die rote 
Karte gezeigt.
Doch ist es mit den beiden CDU 
Verkehrssenatorinnen besser 
geworden? Die CDU redet über die 
großen Ausbaupläne für das U-Bahn-
Netz, doch der U-Bahn Betrieb geht 
völlig den Bach runter.
Die Taktzeiten wurden ausgedünnt, 
trotzdem kommen erhebliche Verspä-
tungen hinzu, Inzwischen fahren Züge 
auf wichtigen Linien völlig fahrplan-
frei und in Takten von 20, teilweise 30 
Minuten. Mit der U1 wurde eine ganze 
U-Bahn-Linie zeitweise stillgelegt, 
zusätzlich werden die Mitarbeiter der 
BVG so schikaniert, dass sie sich in die 
Krankheit flüchten und nunmehr auch 
nicht genügend Personal da ist.
Dieses Chaos im Senat und im BVG-Ma-
nagement hat Berlin nicht verdient, 
deshalb jetzt die AfD unterstützen.

~Rolf Wiedenhaupt
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Asylheim Lichtenberg
Berlin hat keinen Platz mehr – Zeitenwende in der 

Migrationspolitik ist das Gebot der Stunde 

Berlin hat bei der Aufnahme von soge-
nannten Flüchtlingen bereits seit langem 
seine Kapazitätsgrenze überschritten, 
das weiß jeder, der sich auch außerhalb 
von Dienstwagen und Rotem Rathaus 
durch die Bezirke bewegt. Doch beim Se-
nat scheint diese Erkenntnis noch lange 
nicht gereift zu sein.

Anstatt, dass der Wegner-Senat 
endlich die notwendigen Schritte 
einleitet, werden munter weitere 
Massenunterkünfte in der ganzen 
Stadt errichtet. Massenunterkünfte für 
Menschen, die nach geltendem Recht 
und Gesetz in unserem Land keine 
Bleibeperspektive haben und daher 
Deutschland alsbald wieder verlassen 
müssten. 

Als erschreckendes Beispiel dieser 
bürgerfernen und geradezu igno-
ranten Politik kann wohl die geplante 
Flüchtlingsunterkunft an der Lands-
berger Allee gesehen werden. In einem 
(nun ehemaligen) Hotel plant der Senat 
eine Unterkunft für insgesamt 1.200 
Migranten. Schon jetzt ist absehbar, 
dass dieser Zustrom von Migranten 
nach Lichtenberg das soziale Gefüge 
des gesamten Bezirks mit all seinen 
Begleiterscheinungen wie Kriminalität, 
mangelnder Infrastruktur und sozialen 
Verwerfungen zum Negativen verän-
dern wird. 

Dazu wird diese Unterkunft den Steu-
erzahler insgesamt 140 Millionen Euro 
kosten. 

Besonders grotesk erscheint diese 
Summe, wenn man sieht, was wegen der 
klammen Kassen vom Senat so alles in 
Frage gestellt wird: Schülerticket, kosten-
loses Schulessen und die Gratis-Kita - 
also Maßnahmen, die vor allen Dingen 
der arbeitenden Bevölkerung zugute-
kommen. Gleichzeitig werden auch die 
Erhöhung und auch die Einführung 
neuer Steuern geprüft. 

Wo hingegen nicht gespart werden 
soll, ist bei Migration und Integration. 
Das sind die Prioritäten des schwarzroten 
Senats. 

Dabei brauchen wir jetzt vor allem: 
	Â Die Auslagerung von Asylverfahren 
in Drittstaaten

	Â Die Abschaffung sämtlicher Anreize 
für illegale Migranten 

	Â Dauerhaften und effektiven Grenz-
schutz

	Â Den sofortigen Stopp von Sozialleis-
tungen für abgelehnte Asylbewerber 
und ausreisepflichtigen Migranten

	Â Die Abschaffung des gesetzlichen 
Anspruchs auf Einbürgerung

Oder kurzum: Eine Zeitenwende in der 
Migrationspolitik. 

	 ALEXANDER BERTRAM
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Mehr zum Thema 
Messerattacken 
auf unserem 
YouTube Kanal.

Bürgeramtstermine innerhalb von 14 Tagen in 
 Berlin nur eine unerreichbare Utopie? 

Was wäre es schön gewesen, als Berliner 
einen Bürgeramtstermin innerhalb von 
14 Tagen zu bekommen. Versprochen 
hatte dies der Regierende Bürgermeis-
ter Wegner (CDU) bei seinem Amtsan-
tritt. 

Das Ziel sollte bis Ende 2023 erreicht 
werden. Nun stellt sich heraus, das 
wird wohl auch weiterhin nichts. „Ich 
glaube, dass für viele Berlinerinnen 
und Berliner dieses 14-Tage-Ziel ehrli-
cherweise gar nicht so wichtig ist“, sagte 
Wegner nun auf seiner Sommerpresse-
konferenz 2024. 

Vier bis sechs Wochen betragen im 
Moment die durchschnittlichen Warte-

zeiten. Da Termine nur noch online 
gebucht werden können und ein spon-
tanes altmodisches Nummernziehen 
nicht mehr möglich ist, sind einige 
Berliner kreativ geworden. Sie buchen 
Termine im Voraus und lassen diese oft 
ungenutzt verfallen. 

Fast ein Drittel aller Termine 
kommen also gar nicht zustande. 
Damit hatte der Senat nicht gerechnet. 
Wegner will nun Strafen für nicht wahr-
genommene Termine verhängen und 
einen Tag ohne Terminbuchung im 
Bürgeramt einrichten. Sein Amtsver-
sprechen will er aber nicht einhalten.

MARC VALLENDAR

#weilwirdichlieben

Folgen Sie der Folgen Sie der 
Hauptstadtfraktion Hauptstadtfraktion 
in den Medien in den Medien 
und nehmen Sie und nehmen Sie 
Kontakt auf:Kontakt auf:

AbonnierenAbonnieren
Sie unserenSie unseren
NewsletterNewsletter

Karsten Woldeit, Innenpolitischer 

Sprecher der AfD-Fraktion zum Thema 

Messerattacken in Berlin und Deutschland. 

 
Jetzt auf YouTube ansehen,  

einfach QR-Code scannen!



Die "Rechtsruck"-Lüge 
Was steckt hinter dem vermeintlichen "Rechtsruck"?

Immer wieder wird vom „Rechtsruck“ 
gesprochen, wenn konservative Partei-
en wie die AfD ihre Positionen vertreten. 
Doch was steckt wirklich dahinter? Die ei-
gentliche Perversion dieses Begriffs liegt 
darin, dass diejenigen, die ihn am lautes-
ten benutzen, jetzt exakt die Forderungen 
übernehmen, die sie zuvor als „rechts“ ge-
brandmarkt haben. Migration, Sicherheit, 
nationale Interessen – plötzlich sind das 
keine „rechten“ Themen mehr, wenn sie 
wie in letzter Zeit von der CDU angespro-
chen werden. Der Begriff „Rechtsruck“ 
wird als strategisches Mittel zur Diskre-
ditierung politischer Konkurrenten ein-
gesetzt, um eine ernsthafte Auseinander-
setzung mit Inhalten zu vermeiden.

Was wir erleben, ist ein doppeltes 
Spiel: Einerseits wird die AfD an den Rand 
gedrängt, andererseits übernehmen 
die selbsternannten „demokratischen“ 
Parteien deren Positionen – freilich ohne 
dabei die gleiche Etikettierung zu erhalten. 
Dies ist nicht nur heuchlerisch, sondern 
offenbart auch die wahren Absichten: poli-

tische Gegner mundtot machen, um selbst 
die Kontrolle über den Diskurs zu behalten. 
Moralische Überlegenheit soll suggeriert 
werden, während man gleichzeitig die 
eigene Machtposition absichert.

Diese Taktik ist nicht nur unfair, sondern 
gefährdet die Demokratie. Wenn Regie-
rungen oder Parteien wie nach den Land-
tagswahlen in Thüringen beginnen, Regeln 
nach ihrem Interesse zu ändern und 
gleichzeitig den politischen Gegner durch 
Etiketten aus dem Diskurs drängen, geht 

es nicht mehr um demokratischen Wett-
bewerb. Es geht um Machtpolitik, die den 
pluralistischen Charakter der Demokratie 
untergräbt. 

Eine funktionierende 
Demokratie muss für alle 
Bürger da sein .

Die eigentliche Frage ist daher: Wer 
gefährdet hier die Demokratie? Diejenigen, 
die offen für ihre Positionen einstehen, 
oder die, die mit diffamierenden Begriffen 
den politischen Wettbewerb verzerren und 
gleichzeitig dieselben Forderungen über-
nehmen?

Eine funktionierende Demokratie muss 
für alle Bürger da sein – nicht nur für jene, 
die zufällig die politische Oberhand haben. 
Das Spiel mit dem „Rechtsruck“ ist durch-
schaubar, schädlich und diskreditiert 
jene Bürger, die sich nicht dem Diktat der 
„Meinungsmacher“ beugen.

~Jeannette Auricht
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35 Jahre Mauerfall –  
Warum der Osten heute blau wählt

Der Osten reagiert empfindlicher auf die Grenzüberschreitungen der Staatsorgane
Vor 35 Jahren – am 9. November 1989 – 
fiel die Mauer und die DDR-Oberen verlo-
ren den Zugriff auf ihr Land. 

Nur wenige trauerten der kommunis-
tischen Diktatur nach. Auch diejenigen, 
die sich mit der SED-Herrschaft arran-
giert hatten, waren froh, dass die Verlo-
genheit der öffentlichen Medien, die 
allgegenwärtige Bespitzelung, die Gesin-
nungsschnüffelei und die vorgeschrie-
benen Treuebekundungen zum sozialis-
tischen Staat endlich vorbei waren. Umso 
ernüchternder war es für viele ‚gelernte‘ 
DDR-Bürger und ihre Nachkommen als 
sie beobachten mussten, wie sich spätes-
tens seit 2015 die Anklänge an diese für 
überwunden geglaubten Zustände auch 
in der Bundesrepublik unter der Kanz-
lerschaft von Angela Merkel mehrten. 
Da wurde die „Willkommenskultur“ zum 
unhinterfragbaren Dogma erhoben 
und die öffentlich-rechtlichen Medien 
verkamen wieder zu Regierungssprach-
rohren. 

Nicht viel anders war es in der Coro-
na-Zeit, wo Kritiker der Corona-Maß-
nahmen als ‚Nazis‘ mundtot gemacht 
wurden. Dass die Bundeskanzlerin die 
demokratische Wahl eines Minister-
präsidenten in Thüringen rückgängig 
machen ließ, setzte dem ganzen die 
Krone auf. All das stieß den Ostdeut-
schen bitter auf. Als gebrannte Kinder der 

Diktatur reagieren sie empfindlicher als 
Westdeutsche auf die Grenzüberschrei-
tungen der Staatsorgane. Deswegen 
wählen die meisten im Osten heute AfD. 
Denn nur wenn es eine echte Alterna-
tive gibt, gibt es auch Demokratie. Und 
die will man nach 35 Jahren nicht wieder 
verlieren.

MARTIN TREFZER

Berlin wird zu Pollerbü 
Der Bezirk Mitte bewirbt den eigenen Bezirk mit den Worten „Willkommen in Pollerbü“

Pollerbü, was soll das heißen? Gemeint 
ist das massenweise Aufstellen rot-wei-
ßer Metallpfosten und Schilder, um Autos 
vom Fahren abzuhalten und Fahrradfah-
rern das Gefühl zu geben: „bike first“.

In der Helmstedter Straße in Wilmers
dorf, einer der ruhigsten Nebenstraßen 
der Stadt, hat Stadtrat Schruoffeneger  
von den Grünen an der Ecke Aschaf-

fenburger Straße 26 Poller für 70.000€ 
aufbauen lassen.

Der ebenfalls grüne Baustadtrat 
Schriner in Mitte hat sogar einfach mal 
Verkehrsdaten rechtswidrig verfälscht, 
um in der Tucholskystraße die Aufstel-
lung von Pollern zu rechtfertigen. Erst 
ein von den Anwohnern herbeigeführtes 
Gerichtsurteil konnte ihn stoppen.

Am Neuköllner Richardplatz hat jetzt 
die Feuerwehr Alarm geschlagen, weil 
Löschfahrzeuge wegen der Poller nicht 
mehr reibungslos durchfahren können, 
sondern minutenlang rangieren 
müssen, was Menschenleben kosten 
kann.

In der Stadthausstraße in Lichten
berg bekommt ein Geschäft für Motor
geräte keine Ware mehr, weil die Liefer
fahrzeuge nicht mehr durch die Poller 
kommen.

Und selbst der Gestaltungsrat des 
Senats beklagt jetzt diese Zustände und 
verlangt weniger Poller.

Die AfD setzt sich immer für Verkehrs
sicherheit ein, aber das rein ideologische 
Vollmüllen mit Pollern lehnen wir strikt 
ab.
Und wie sehen Sie das? Schreiben Sie mir 
Ihre Meinung per Mail an: 
wiedenhaupt@afd-fraktion.de.

ROLF WIEDENHAUPT

Verfassungswidriges Verfassungsgericht? 
Wahlrecht des Berliner Verfassungsgerichtshofs muss dringend reformiert werden

Exakt drei Jahre nach Ablauf der auf sieben Jahre befristeten Amtszeit des Vizepräsiden-
ten und fünf weiterer Richterinnen und Richter des Verfassungsgerichtshofs des Landes 
Berlin hat das Abgeordnetenhaus am 4. Juli 2024 sechs Nachfolger gewählt und damit 
die schwerste Krise des erst 1990 gegründeten Landesverfassungsgerichts überwun-
den. Sechs von neun Richtern fehlte drei Jahre lang die erforderliche demokratische Le-
gitimation durch parlamentarische Wahl (Art. 84 I, III VvB). 

Den streitenden Parteien war aber auch 
der gesetzliche Richter (Art. 15 V 2 VvB, 

101 I 2 GG) entzogen. Damit war ein wesent-
liches Element des Rechtsstaatsprin-
zips verletzt, an das Berlin auch durch das 
Grundgesetz (Art. 28 I 1 GG) gebunden ist 
und an das vom Bundesverfassungsgericht 
in seiner Entscheidung zur Berliner Wahl-
prüfung erinnert worden war, denn sechs 
der neun Richter waren über die gesetz-
liche Amtszeit hinaus nicht nur am Wahl-
prüfungsverfahren, sondern an mehreren 
hundert weiteren Entscheidungen beteiligt, 
die bei anderer Besetzung der Richterbank 
womöglich anders getroffen worden wären.

Die Mitglieder des Verfassungs
gerichtshofs werden mit Zweidrittelmehr-
heit gewählt. Der Zugang zum Verfas-

sungsgerichtshof war blockiert, bis sich 
die etablierten Parteien einig waren. Ziel 
war nicht die Auslese der Besten, sondern 
erstens, die AfD von der Einflussnahme auf 
die Kandidatenliste auszuschließen und 
zweitens, alle anderen im Parlament vertre
tenen Parteien, also CDU, SPD, Grüne und 
Linke, verhältnismäßig zu bedienen. 

Die Verfassung von Berlin 
(Art. 19 II VvB) will, dass die 
Parteien beim Zugang zu 
öffentlichen Ämtern keine 
Rolle spielen.

Die Verfassung von Berlin (Art. 19 II VvB) 
will, dass die Parteien beim Zugang zu 
öffentlichen Ämtern keine Rolle spielen. In 

der Praxis aber nehmen sie sich den Staat 
oft genug als Beute. Man spricht deshalb 
vom Parteienstaat. 

Das Wahlrecht des Berliner Verfassungs-
gerichtshofs muss nach den Erfahrungen 
der vergangenen Jahre dringend refor-
miert werden. Die AfD Berlin diskutiert in 
ihrem Landesfachausschuss Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit die nötigen Konse-
quenzen und wird bis zur nächsten Wahl 
Änderungsvorschläge unterbreiten.

~Uwe Kasper



1.	 Ihr Lieblingsplatz in Berlin ist …?
Alt-Lübars

2.	 Das Getränk zum Lieblingslied? 
Riesling zu Summer Wine 

3.	 Im Radio hören Sie am liebsten…? 
die Ruhe 

4. Wo gibt es die beste Pizza in Ihrem 
Bezirk? 
in unserer Küche 

5.	 Was mögen Sie an Berlin am 
meisten? 
Wassersport auf dem Tegeler See

6.	 Und was ist das Schrecklichste? 
das Gerede vom Noch-Regierenden 
Bürgermeister 

7. Warum sind Sie Abgeordneter 
geworden? 
dem politischen Irrsinn in Berlin und 
Deutschland ein Ende zu bereiten 

8.	 Was war ihr größter Erfolg als Abge-
ordneter? 
die Verteidigung meines Antrages zur 
Corona-Aufarbeitung im Abgeordne-
tenhaus gegen die Corona-Maßnah-
men-Leugner

9.	 Haben Sie die Entscheidung jemals 
bereut? 
immer dann, wenn meine Tochter sich 
kaum noch traut zu fragen, ob ich Zeit 
für sie habe

10.	 Wenn Sie einen Wunsch im Abge-
ordnetenhaus frei hätten, wie würde 
der lauten? 
weniger Abgeordnete, mehr Volksver-
treter 

10 Fragen an:
Carsten 
Ubbelohde
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Sie sind beruflich  
oder privat stark  
eingespannt?
Dann können Sie uns auch 
durch eine  
Fördermitgliedschaft  
oder eine Spende  
unterstützen:

SPENDENKONTO:  

AfD - Landesverband Berlin,  
DE35 1005 0000 0191 1950 57
BELADEBEXXX

Folgen  Sie  uns:  
AfD Landesverband Berlin
globe www.afd.berlin 
facebook facebook.com/afdberlin/
twitter-square twitter.com/AfDBerlin

Mitmachen, Mitbestimmen,  
Mitglied werden.

Werden Sie jetzt  
Teil der Alternative 
für Deutschland!

https://www.afd.de/mitglied-werden/

 Einen schönen
 Herbst!

Wir wünschen 
     allen Berlinern

Landesverband  
Berlin

Carsten Ubbelohde MdA, 
geboren 1962 in Berlin, Zahnarzt in eigener Praxis




